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G r o ß e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

I .   P e r s o n a l s i t u a t i o n  a n  d e n  S c h u l e n  i n  B a d e n - W ü r t t e m b e r g

 1.  Wie schätzt sie die Personalmangelsituation bei den Lehrkräften (im Fol-
genden ist mit einer Lehrkraft die wissenschaftliche Lehrkraft gemeint) 
an allen Schularten in Baden-Württemberg ein (bitte differenziert nach 
Schularten)?

 2.  Wie viele Lehrkräfte werden in den nächsten fünf Jahren voraussichtlich 
in Pension gehen (bitte getrennt nach Jahren und Schularten)?

 3.  Inwiefern ist sichergestellt, dass der Wegfall der Lehrkräfte gemäß Frage 2 
kompensiert werden kann (bitte unter Darstellung des Konzepts, sofern 
vorhanden, sowie unter Angabe der Studierendenzahlen)?

 4.  Wie viele Lehrkräfte der Vertretungsreserve waren am ersten Schultag 
des Schuljahres 2022/2023 an den verschiedenen Schularten bereits im 
schulischen Einsatz unter Darlegung, wie viele in der Vertretungsreserve 
noch verfügbar waren (bitte getrennt nach Schularten)?

 5.  Wie hoch ist der Versorgungsgrad an den verschiedenen Schularten in den 
vergangenen fünf Jahren (bitte getrennt nach Schuljahr und Schulart)? 

 6.  Wie viel Unterricht ist aufgrund eines Mangels an Lehrkräften in Baden-
Württemberg in den letzten fünf Jahren ausgefallen (bitte getrennt nach 
Schuljahr und Schulart)?

 7.  Inwiefern ist ein nachhaltiges Personalentwicklungskonzept entweder be-
reits implementiert oder in Planung (bitte unter Angabe, ab wann eine 
Einführung stattfinden soll und – bei Verneinung – weshalb sie ein nach-
haltiges Personalentwicklungskonzept nicht für sinnvoll erachtet)?

Große Anfrage
der Fraktion der FDP/DVP

und

Antwort
der Landesregierung

Effektives Personalmanagement als entscheidender Faktor zur 
Lösung des Lehrkräftemangels in Baden-Württemberg

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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 8.  Inwiefern betrachtet sie die derzeitigen Seiten- und Direkteinstiegsmög-
lichkeiten für Lehrämter aller Schularten als adäquat, um den Personal-
bedarf an den Schulen kurz-, mittel- und langfristig zu decken?

 9.  Ist es geplant, die Seiten- und Direkteinstiegsmöglichkeiten für Lehräm-
ter aller Schularten auszuweiten und wenn ja, wann und wie sollen diese 
ausgestaltet werden; wenn nein, weshalb hält sie eine solche Ausweitung 
für nicht sinnvoll?

I I .  L e h r a m t s s t u d i u m

 1.  Wie viele Bewerberinnen und Bewerber gab es auf die einzelnen Lehr-
amtsstudiengänge in Baden-Württemberg in den letzten zwölf Jahren un-
ter Angabe, wie viele einen Studienplatz erhalten haben?

 2.  Welche Kriterien werden bei der Auswahl von Lehramtsstudierenden 
angesetzt (bitte bei der Begründung darauf eingehen, inwiefern hierbei 
die Abschlussnote bzw. Einzelnoten des Abschlusszeugnisses der Hoch-
schulreife von Bedeutung sind)?

 3.  Wie viele Personen haben in den letzten fünf Jahren ein Lehramtsstudium 
an einer Universität bzw. (Pädagogischen) Hochschule in Baden-Württem-
berg begonnen unter Angabe, wie viele Studienplätze es jeweils gab (bitte 
für die Universitäten, Hochschulen und Pädagogischen Hochschulen auf-
geschlüsselt nach Fächern und Jahren)?

 4.  Ist eine Erhöhung der Studienplätze in den zulassungsbeschränkten Lehr-
amtsstudiengängen an den Universitäten sowie Pädagogischen Hoch-
schulen geplant und wenn ja, wie ist eine solche ausgestaltet (bitte unter 
Angabe der jeweiligen Hochschule, des jeweiligen Studiengangs, der 
konkreten Erhöhung und im Falle einer Nichterhöhung der Studienplätze 
einer detaillierten Begründung, weshalb eine solche Erhöhung kurz-, mit-
tel- und langfristig aus ihrer Sicht nicht möglich oder sinnvoll ist)?

 5.  Inwiefern ist eine Anpassung der Auswahlkriterien geeigneter Bewerbe-
rinnen und Bewerber für Lehramtsstudiengänge an Universitäten bzw. 
Pädagogischen Hochschulen in Baden-Württemberg geplant (im Falle 
einer Verneinung bitte detailliert begründen, inwiefern das aktuelle Aus-
wahlprozedere besser ist, um geeignete Bewerberinnen und Bewerber für 
den jeweiligen Lehramtsstudiengang zu selektieren)?

 6.  Wie viele Studierende haben in den letzten fünf Jahren ein Lehramts-
studium an den Hochschulen in Baden-Württemberg erfolgreich beendet 
(bitte differenziert nach Schularten und nach Fächern)?

 7.  Was waren im Falle eines Studienabbruchs bei den Lehramtsstudierenden 
der letzten fünf Jahre die ausschlaggebenden Gründe für einen Studienab-
bruch (falls keine Daten diesbezüglich erhoben werden, bitte begründen, 
weshalb bisher keine Datenerhebung erfolgte und ob eine solche künftig 
erfolgen wird)?

I I I .  V o r b e r e i t u n g s d i e n s t

 1.  Wie viele Personen in den letzten fünf Jahren, die ein Lehramtsstudium in 
Baden-Württemberg erfolgreich beendet haben, haben einen entsprechen-
den Vorbereitungsdienst für das wissenschaftliche Lehramt der verschie-
denen Schularten begonnen (bitte bei der Begründung darauf eingehen, 
was die Gründe für eine Nichtaufnahme eines Vorbereitungsdienstes für 
das Lehramt der verschiedenen Schularten waren)?

 2.  Wie viele Personen gemäß Abschnitt III Frage 1 haben den Vorberei-
tungsdienst für das wissenschaftliche Lehramt in den letzten fünf Jahren 
erfolgreich abgeschlossen (bitte getrennt nach Schularten und Jahrgängen)?
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 3.  Wie viele Personen mit erfolgreich abgeschlossenem wissenschaftlichen 
bzw. akkreditierten Nicht-Lehramtsstudiengang haben über einen Seiten-
einstieg einen Vorbereitungsdienst für das wissenschaftliche Lehramt be-
gonnen (bitte getrennt nach Schulart und unter Angabe, wie viele den 
Vorbereitungsdienst erfolgreich beendet haben)?

 4.  Wie viele Personen mit Lehramtsabschluss haben die Seiteneinstiegs-
möglichkeit für die Lehrämter der Grundschule sowie Sekundarstufe I 
seit Einführung dieser Möglichkeit genutzt (bitte angeben, wie viele den 
Vorbereitungsdienst erfolgreich beendet haben)?

 5.  Wie viele Personen gemäß Abschnitt III Fragen 2, 3 und 4 wurden in den 
Schuldienst an den verschiedenen Schularten übernommen (bitte nach 
Jahrgängen, Schularten und bei Studienreferendaren nach Fächern auf-
schlüsseln)?

 6.  Inwiefern erachtet sie eine Ausweitung der Seiten- und Direkteinstiegs-
möglichkeit der Lehrämter für Grundschul- und Sonderpädagogik auch 
auf Inhaberinnen und Inhaber anderer fachaffiner, wissenschaftlicher bzw. 
akkreditierter Studienabschlüsse auf Masterniveau mit entsprechender 
(Nach-)Qualifizierung für sinnvoll, um dem gravierenden Lehrkräfteman-
gel an den beiden Schularten zu begegnen?

 7.  Welche Fälle sind ihr bekannt, in denen Personen trotz Nicht-Bestehens 
des Vorbereitungsdienstes in den Schuldienst übernommen wurden? 

 8.  Inwiefern ist sie der Auffassung, dass eine Rückkehr zu einer Dauer des 
Vorbereitungsdienstes auf 24 Monate für alle Schularten – statt derzeit  
18 Monate – einer Steigerung der Ausbildungsqualität des Vorbereitungs-
dienstes dienlich wäre (bitte mit ausführlicher Begründung und unter 
Verwendung empirischer bzw. wissenschaftlich gesicherter Daten)?

I V .  D i r e k t e i n s t i e g

 1.  Wie viele Personen haben in den letzten fünf Jahren die Möglichkeit eines 
Direkteinstiegs in den Schuldienst als Lehrkraft an den verschiedenen 
Schularten wahrgenommen (bitte unter Angabe der Vertragsart sowie ob 
und wenn ja, inwiefern Qualifizierungen erfolgten)?

 2.  Wie hat sich die Unterrichtsversorgung der vergangenen fünf Jahre ent-
wickelt (bitte getrennt nach Schuljahr und Schulart)?

 3.  Welche Qualifizierungsmaßnahmen für Direkteinsteigerinnen und -ein-
steiger sind derzeit vorgesehen und inwiefern werden diese kurz-, mittel- 
und langfristig ausgestaltet sein?

 4.  Wie viele fertig ausgebildete Lehrkräfte (nach erfolgreicher Absolvierung 
eines Lehramtsstudiums mit anschließender erfolgreicher Absolvierung 
eines Vorbereitungsdienstes für ein Lehramt) treten in anderen Bundes-
ländern den Schuldienst an oder entscheiden sich für eine berufliche Kar-
riere in anderen Bereichen als dem Schuldienst (falls hierzu keine Daten 
erhoben werden, inwiefern sie es für sinnvoll erachtet, eine entsprechende 
Erfassung zu starten)?  

 5.  Wie viele Studierende brechen ihr Lehramtsstudium ab oder bestehen ein 
solches endgültig nicht und welche Gründe waren jeweils für einen Stu-
dienabbruch ausschlaggebend (bitte unter Angabe, zu welchem Zeitpunkt 
bzw. in welchem Semester ein Studienabbruch erfolgte und falls hierzu 
keine Daten erhoben werden, inwiefern sie es für sinnvoll erachtet, eine 
entsprechende Erfassung zu starten)?
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 6.  Wie viele Studienreferendarinnen und -referendare brechen ihren Vorbe-
reitungsdienst ab oder bestehen einen solchen endgültig nicht und welche 
Gründe waren jeweils für einen Abbruch des Vorbereitungsdienstes aus-
schlaggebend (bitte unter Angabe, zu welchem Zeitpunkt ein Abbruch 
des Vorbereitungsdienstes erfolgte, falls hierzu keine Daten erhoben wer-
den, inwiefern sie es für sinnvoll erachtet, eine entsprechende Erfassung 
zu starten)?

13.12.2022

Dr. Rülke, Dr. Timm Kern, Trauschel
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

In Baden-Württemberg gibt es einen Lehrkräftemangel – und ein Ende ist noch 
lange nicht in Sicht. Im Gegenteil: Laut aktueller Studien wird sich der Perso-
nalmangel an den Schulen – auch in Baden-Württemberg – massiv verschärfen. 
Dies liegt sicher teilweise an einem generellen Fachkräftemangel, von dem auch 
Schulen nicht verschont bleiben. Viele Indizien sprechen nach Auffassung der 
Fragesteller aber auch dafür, dass der Lehrkräftemangel auch teilweise seitens der 
Landesregierung hausgemacht ist. Noch 2012 wollte der Ministerpräsident mehr 
als 11 600 Lehrkräftestellen streichen – zehn Jahre später schickt derselbe Mi-
nisterpräsident einen Brief an die Lehrkräfte mit dem Aufruf, dass die Lehrkräfte 
mehr unterrichten sollen, um Ausfälle zu vermeiden. 

Zudem reichen gerade die Lehramtsstudienplätze sowie Seiten- und Direktein-
stiegsmöglichkeiten bei Weitem nicht aus, um den kurz-, mittel- und langfristigen 
Bedarf zu decken. 

A n t w o r t

Schreiben des Staatsministeriums vom 7. Februar 2023 Nr. STM46-6700-15/2/7:

In der Anlage übersende ich unter Bezugnahme auf § 63 der Geschäftsordnung des 
Landtags von Baden-Württemberg die von der Landesregierung beschlossene Ant-
wort auf die Große Anfrage. 

Hassler
Staatssekretär
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Anlage: Schreiben des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Mit Schreiben vom 7. Februar 2023 Nr. KMZ-0141-8/86 beantwortet das Minis-
terium für Kultus, Jugend und Sport im Namen der Landesregierung die Große 
Anfrage wie folgt:

Wir fragen die Landesregierung:

I .   P e r s o n a l s i t u a t i o n  a n  d e n  S c h u l e n  i n  B a d e n - W ü r t t e m b e r g

1.  Wie schätzt sie die Personalmangelsituation bei den Lehrkräften (im Folgen-
den ist mit einer Lehrkraft die wissenschaftliche Lehrkraft gemeint) an allen 
Schularten in Baden-Württemberg ein (bitte differenziert nach Schularten)?

Je nach Schulart stellt sich die Möglichkeit, ausgebildete Lehrkräfte für die Ein-
stellung zu gewinnen, sehr unterschiedlich dar. Im Bereich der Grundschulen wirkt 
sich die Erhöhung der Studienanfängerplätze – zuletzt um 400 zusätzliche Plätze 
im Studienjahr 2018/2019 – bereits positiv aus. Die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber wird hier auch in den kommenden Jahren weiter ansteigen. Es ist je-
doch weiterhin so, dass Fachkräfte im allgemeinen bestimmte Regionen bevorzu-
gen, in denen dann teilweise in einzelnen Lehrämtern sogar ein Überangebot an 
Bewerberinnen und Bewerbern entsteht – und sich der Mangel an Fach- und so 
auch an Lehrkräften im Land sehr unterschiedlich darstellt. Nicht nur für ländli-
chere Regionen, sondern beispielsweise auch für den Großraum Stuttgart gestaltet 
sich die Gewinnung von Lehrkräften sehr herausfordernd. Aufgrund anhaltend 
hoher Elternzeitfälle und besonders wegen des zusätzlichen Bedarfs für die Be-
schulung Geflüchteter muss auf zahlreiche befristete Verträge zurückgegriffen 
werden. Die Vorgaben während der Covid-19-Pandemie durch die geltenden Co-
rona-Verordnungen zum Einsatz schwangerer Lehrkräfte hatten zusätzlich Bedar-
fe ausgelöst. Neben den Grundschulen ist die Versorgung besonders im Bereich 
der Sonderpädagogik angespannt, weil zusätzlich zu dem bestehenden Mangel an 
Lehrkräften die Bedarfe aufgrund gestiegener Schülerzahlen an Sonderpädagogi-
sche Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) – verstärkt mit dem Förderschwer-
punkt Geistige Entwicklung und Lernen – noch zugenommen haben. Positiv hat 
sich dabei der Lehrgang zum horizontalen Laufbahnwechsel (HOLA) ausgewirkt, 
bei dem Bestandslehrkräfte nachträglich als sonderpädagogische Lehrkraft quali-
fiziert werden. Aufgrund des anhaltend hohen Bedarfs wird an der Pädagogischen 
Hochschule Freiburg zum WS 2023/2024 der Studiengang Lehramt Sonderpäda-
gogik mit 175 zusätzlichen Studienanfängerplätzen eingerichtet; dieser Ausbau 
wird in 7 bis 8 Jahren Wirkung in der Unterrichtsversorgung entfalten. Die Unter-
richtsversorgung der beruflichen Schulen konnte in den vergangenen Jahren durch 
Einstellungen stabilisiert und – auch in Folge sinkender Schülerzahlen – schritt-
weise weiter verbessert werden. 

Im Bereich der allgemein bildenden Gymnasien stellt sich die Unterrichtsversor-
gung besser als in den anderen Schularten dar. Auch hier bleiben jedoch aufgrund 
der bereits genannten Faktoren regional Stellen in bestimmten Fächern unbesetzt.

2.  Wie viele Lehrkräfte werden in den nächsten fünf Jahren voraussichtlich in 
Pension gehen (bitte getrennt nach Jahren und Schularten)?

Aufgrund der Möglichkeit, auf Antrag vorzeitig in den Ruhestand eintreten zu 
können, lässt sich die Zahl der Lehrkräfte, die in den kommenden Jahren in den 
Ruhestand eintreten, nicht abschließend ermitteln. 

Es ist zu erwarten, dass sich die aufgrund von Eintritten in den Ruhestand frei-
werdenden Stellen in den kommenden fünf Jahren in den verschiedenen Schul-
arten voraussichtlich wie folgt entwickeln werden.
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3.  Inwiefern ist sichergestellt, dass der Wegfall der Lehrkräfte gemäß Frage 2 
kompensiert werden kann (bitte unter Darstellung des Konzepts, sofern vorhan-
den, sowie unter Angabe der Studierendenzahlen)?

Die sich aus Frage 2 ergebenden Einstellungsbedarfe lassen sich voraussichtlich 
durch die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber abdecken. 

Im Einstellungsjahr 2022 konnten in den verschiedenen Lehrämtern rund 4 200 
unbefristete Einstellungen vorgenommen werden. Die nachfolgende Tabelle legt 
die Einstellungen in den jeweiligen Schularten dar:

Nach Einschätzung des Kultusministeriums lassen die Studienanfängerzahlen dar-
auf schließen, dass diese ausreicht, um die Bedarfe, die sich aus den Altersabgän-
gen ergeben, abzudecken. Zu den Studienanfängerzahlen im Einzelnen wird auf 
die Tabellen 1 bis 4 verwiesen. 

4.  Wie viele Lehrkräfte der Vertretungsreserve waren am ersten Schultag des 
Schuljahres 2022/2023 an den verschiedenen Schularten bereits im schulischen 
Einsatz unter Darlegung, wie viele in der Vertretungsreserve noch verfügbar 
waren (bitte getrennt nach Schularten)?

Der Einsatz der fest installierten Vertretungsreserve muss mit Blick auf den Ver-
sorgungsgrad der Schularten (siehe Antwort zu Frage 5) gesehen werden. Da die 
aktuellen statistischen Zahlen für das Schuljahr 2022/2023 noch nicht vorliegen, 
kann nur auf die zurückliegenden Jahre verwiesen werden. Aufgrund der Tatsa-
che, dass die Unterrichtsversorgung bereits im Schuljahr 2021/2022 an Gemein-
schaftsschulen, Realschulen und beruflichen Schulen nicht vollständig gewähr-
leistet werden konnte und wegen des an SBBZ aufgrund der oben genannten 
Gründe bestehenden Defizits, ist die festinstallierte Vertretungsreserve dort schon 
zu Beginn des Schuljahres zur Erteilung des Pflichtunterrichts im Einsatz gewe-
sen. Bei den allgemein bildenden Gymnasien kann davon ausgegangen werden, 
dass die festinstallierte Vertretungsreserve wie vorgesehen im Laufe des Schul-
jahres je nach den sich entwickelnden Unterrichtsausfällen zum Einsatz gekom-
men ist. 
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5.  Wie hoch ist der Versorgungsgrad an den verschiedenen Schularten in den ver-
gangenen fünf Jahren (bitte getrennt nach Schuljahr und Schulart)? 

In der folgenden Tabelle sind die mittleren Versorgungsgrade der Schulen in den 
vergangenen fünf Jahren zum Statistikstichtag im Oktober zusammengestellt. 

*)  Die unterschiedlichen Ausgangsvoraussetzungen der einzelnen SBBZ zeigen sich auf Ebene 
der Schülerschaft in Bezug auf die unterschiedlichen Förderschwerpunkte, die unterschied-
lichen Bildungsgänge und den Umfang und die Art der individuellen Beeinträchtigungen. Zu-
dem sind die Ressourcenbedarfe für sonderpädagogische Beratungs- und Unterstützungsleis-
tungen (Frühförderung, sonderpädagogischer Dienst, Schulkindergarten) und die inklusiven 
Bildungsangebote, die von den SBBZ ausgehend begleitet werden, regional und von Standort 
zu Standort äußerst verschieden. Insofern kann ein Versorgungsgrad nicht angegeben werden. 

 Datenquellen: ASD-BW, LAV

6.  Wie viel Unterricht ist aufgrund eines Mangels an Lehrkräften in Baden-Würt-
temberg in den letzten fünf Jahren ausgefallen (bitte getrennt nach Schuljahr 
und Schulart)?

Es liegen keine Daten zur Gesamtzahl der während eines Schuljahres ausgefalle-
nen Unterrichtsstunden vor. Im Schuljahr 2018/2019 wurde für die Stichwochen 
KW 46/2018, KW 7/2019, KW 23/2019, im Schuljahr 2019/2020 für die Stich-
woche KW 48/2019 jeweils eine Vollerhebung zum Ausfall von Stunden des Pflicht-
unterrichts nach Stundenplan an allen öffentlichen Schulen des Landes (Sonder-
pädagogische Bildungs- und Beratungszentren nur Förderschwerpunkt Lernen) 
durchgeführt. 

Der schulartspezifische Netto-Unterrichtsausfall in diesen Stichwochen ist in der 
Anlage 1 nach Schularten dargestellt. 

Weitere entsprechende Erhebungen im Schuljahr 2019/2020 oder später wurden 
aufgrund der Covid-19-Pandemie ausgesetzt. Eine Neuausrichtung und Wieder-
aufnahme der Abfragen ist bereits in Planung. 
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7.  Inwiefern ist ein nachhaltiges Personalentwicklungskonzept entweder bereits 
implementiert oder in Planung (bitte unter Angabe, ab wann eine Einführung 
stattfinden soll und – bei Verneinung – weshalb sie ein nachhaltiges Personal-
entwicklungskonzept nicht für sinnvoll erachtet)?

8.  Inwiefern betrachtet sie die derzeitigen Seiten- und Direkteinstiegsmöglichkei-
ten für Lehrämter aller Schularten als adäquat, um den Personalbedarf an den 
Schulen kurz-, mittel- und langfristig zu decken?

Die Fragen 7 und 8 werden wegen des Sachzusammenhangs zusammen beant-
wortet.

Mit der Erhöhung der Zahl der Studienanfängerplätze und dem Start der erfolg-
reichen Werbekampagne für das Lehramtsstudium (www.lieber-lehramt.de) im 
November 2018 hat die Landesregierung bereits wichtige Weichenstellungen ge-
troffen, damit absehbar wieder genügend Bewerberinnen und Bewerber für die 
Grundabdeckung des Lehrerbedarfs zur Verfügung stehen. 

Zusätzlich zur originären Lehramtsausbildung, um fächerspezifischen und regio-
nalen Engpässen bei der Lehrkräftegewinnung flexibler begegnen zu können, 
plant das Kultusministerium, die aktuell bestehenden Möglichkeiten im Seiten- 
und Direkteinstieg sukzessive und zeitnah auszubauen. 

Dabei werden die Personen im Seiteneinstieg über eineinhalb Jahre hinweg ge-
meinsam mit den Lehrkräften im Vorbereitungsdienst an den Seminaren für Aus- 
und Fortbildung qualifiziert. Die Personen im Direkteinstieg werden entsprechend 
der in der Laufbahnverordnung des Kultusministeriums (LVO-KM) im Rahmen 
einer laufbahnqualifizierenden Zusatzausbildung qualifiziert. Diese sieht bei einer 
Qualifizierung in Vollzeit für wissenschaftliche Lehrkräfte eine zweijährige päda-
gogische Schulung und daran anschließend ein Bewährungsjahr vor. Der im Herbst 
2022 eingeführte Direkteinstieg für die Fachlehrkräfte und Technischen Lehrkräf-
te Sonderpädagogik besteht ausschließlich aus einer pädagogischen Schulung, die 
in Anlehnung an den Vorbereitungsdienst drei Jahre dauert. Die Qualifizierung 
von Lehrkräften im Direkteinstieg findet parallel zum unterrichtlichen Einsatz an 
der Schule statt, dabei haben diese Lehrkräfte zu Beginn der Ausbildung zunächst 
eine geringere Unterrichtsverpflichtung, die im Laufe der Pädagogischen Schu-
lung zunimmt. 

Sowohl beim Seiteneinstieg in den Vorbereitungsdienst als auch beim Direktein-
stieg schließt die Qualifizierung an den Seminaren für Aus- und Fortbildung in 
Analogie zum Vorbereitungsdienst mit entsprechenden Überprüfungen ab, mit 
der Zielsetzung am Ende der Qualifizierung (nach dem Vorbereitungsdienst res-
pektive nach dem Bewährungsjahr im Anschluss an die pädagogische Schulung) 
die Laufbahnbefähigung im jeweiligen Lehramt zu erwerben. 

Der Direkteinstieg ist dabei nachrangig, steht also nicht in direkter Konkurrenz 
zum Lehramtsstudium. Sowohl der Seiten- wie auch der Direkteinstieg sind des-
halb als Bausteine eines großen Maßnahmenpakets zur Personalgewinnung im 
Sinne eines Personalentwicklungskonzepts zu sehen, um die Unterrichtsversorgung 
zu sichern. 

9.  Ist es geplant, die Seiten- und Direkteinstiegsmöglichkeiten für Lehrämter aller 
Schularten auszuweiten und wenn ja, wann und wie sollen diese ausgestaltet 
werden; wenn nein, weshalb hält sie eine solche Ausweitung für nicht sinnvoll?

Derzeit sind vor allem im beruflichen Schulbereich Personalzugewinne über den 
Seiteneinstieg (Ausbildung im Vorbereitungsdienst/Referendariat) und Direktein-
stieg (Qualifizierung während der Tätigkeit als Lehrkraft) von großer Bedeutung. 
Allein in der Lehrereinstellung 2022 konnten für die beruflichen Schulen 107 Perso-
nen über den Seiteinstieg und 161 Personen über den Direkteinstieg gewonnen 
werden. Insbesondere das erfolgreiche Modell des Direkteinstiegs, das bisher nur 
im beruflichen Bereich praktiziert wurde, soll im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel auch auf alle Lehrämter des allgemein bildenden Schul-
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bereichs übertragen werden. In einem ersten Schritt wurde zum Schuljahr 2022/ 
2023 der Direkteinstieg für Fachlehrer Geistig Behinderte/Köperbehinderte und 
Technische Lehrer Sonderschulen eingeführt. Anfang Oktober konnten die ersten 
rd. 20 Personen auf diesem Weg eingestellt werden. Im nächsten Schritt soll im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel der Direkteinstieg auf die 
Lehrämter Grundschule und Sekundarstufe I ausgedehnt werden. Ziel ist es, den 
Direkteinstieg in diesen beiden Lehrämtern bereits zum Schuljahr 2023/2024 ein-
zuführen. Derzeit laufen die Vorbereitungen für die Umsetzung. Sobald die kon-
zeptionellen Rahmenbedingungen mit allen Beteiligten abgesprochen sind, wer-
den die ersten Stellen an Schulen ausgeschrieben. Nach jetziger Planung wird dies 
im zeitigen Sommer der Fall sein.

Von der Einführung des Direkteinstiegs wird ein Personalgewinn für die vom 
Lehrkräftemangel besonders betroffenen Grundschulen und Schularten der Se-
kundarstufe I erwartet; aber gerade auch schwer mit Lehrkräften zu versorgende 
Regionen sollen davon profitieren. Denn im Unterschied zum Seiteinstiegsmo-
dell kann beim Direkteinstieg über die Ausschreibung der konkreten Schulstelle 
eine gezielte schulscharfe Steuerung und eine passgenaue Auswahl erfolgen. Ein 
wichtiger Vorteil des Direkteinstiegs ist auch, dass die Lehrkraft sofort mit einem 
bestimmten Stundenumfang der Schule zur Verfügung steht, weil sie tätigkeits-
begleitend nachqualifiziert wird. 

I I .  L e h r a m t s s t u d i u m

1.  Wie viele Bewerberinnen und Bewerber gab es auf die einzelnen Lehramts-
studiengänge in Baden-Württemberg in den letzten zwölf Jahren unter Angabe, 
wie viele einen Studienplatz erhalten haben?

In Tabelle 1 sind Bewerbungen und Einschreibungen im 1. Fachsemester für die 
verschiedenen Lehramtstypen an Pädagogischen Hochschulen seit dem Sommer-
semester 2012 dokumentiert. Für den Zeitraum davor liegen dem Wissenschafts-
ministerium keine Statistiken zu Bewerbungen vor. Für Universitäten liegen 
zum jetzigen Zeitpunkt keine Statistiken zu Bewerbungen vor. Bis einschließlich 
Sommersemester 2015 war das Abschlussziel aller Studienangebote Staatsexa-
men. Die Tabelle dokumentiert grundständige Studienangebote sowie Aufbau-, 
Erweiterungs- und Masterstudiengänge. Beim Vergleich zwischen Bewerbun-
gen und Studierenden ist zu beachten, dass sich Studieninteressierte in der Regel 
gleichzeitig an mehreren Pädagogischen Hochschulen bewerben. Insofern ist von 
der landesweiten Anzahl von Bewerbungen nicht auf die Anzahl der dahinterste-
henden Bewerberinnen und Bewerber zu schließen. Die landesweite Anzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber im genannten Zeitraum liegt dem Wissenschafts-
ministerium nicht vor.
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2.  Welche Kriterien werden bei der Auswahl von Lehramtsstudierenden angesetzt 
(bitte bei der Begründung darauf eingehen, inwiefern hierbei die Abschlussnote 
bzw. Einzelnoten des Abschlusszeugnisses der Hochschulreife von Bedeutung 
sind)?

Eine Auswahl von Lehramtsstudierenden findet in zulassungsbeschränkten Studien-
gängen statt, wenn die Bewerberzahl die Zahl der verfügbaren Studienanfänger-
plätze übersteigt. Nach den Regelungen des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) 
werden bei der Studienplatzvergabe in zulassungsbeschränkten Studiengängen 
nach Abzug der Vorabquote (vgl. § 6 Abs. 1 HZG) 90 Prozent der Studienplätze 
in hochschuleigenen Auswahlverfahren eignungsorientiert vergeben, 10 Prozent 
nach dem Kriterium Wartezeit. Im hochschuleigenen Auswahlverfahren berück-
sichtigen die Hochschulen nach § 6 Absatz 2 HZG mindestens zwei der folgenden 
Auswahlkriterien, davon mindestens ein schulisches und mindestens ein schulno-
tenunabhängiges Kriterium: 

1.  das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für den gewählten Studien-
gang,

2. einschlägige gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung,
3.  einschlägige Vorerfahrungen wie eine einschlägige Berufsausbildung oder Be-

rufstätigkeit, besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, insbesondere Frei-
willigendienste oder außerschulische Leistungen und Qualifikationen,

4. das Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,
5. das Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder anderer mündlicher Verfahren
6. Motivationsschreiben,
7. schriftliche Abhandlung (Essay).

Die Hochschulen konkretisieren das Auswahlverfahren für den jeweiligen Stu-
diengang durch Satzung. 

An den Pädagogischen Hochschulen sind die Studiengänge Lehramt Grundschule, 
Sekundarstufe I und Sonderpädagogik zulassungsbeschränkt. Die Pädagogischen 
Hochschulen berücksichtigen für diese Lehramtsstudiengänge neben dem Ergeb-
nis der Hochschulzugangsberechtigung das Kriterium Vorerfahrungen, insbeson-
dere das Vorliegen fachlich einschlägiger Berufsausbildungen oder pädagogisch 
relevanter Tätigkeiten, wie zum Beispiel Freiwilligendienste oder Tätigkeiten in 
der Jugendarbeit. Die Kriterien sind an den Hochschulen teilweise unterschiedlich 
gewichtet. Zusätzlich zum o. g. Zulassungsverfahren wurde an den Pädagogischen 
Hochschulen die Möglichkeit eröffnet, im Rahmen der Zulassung in bestimmten 
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Fächern in den sogenannten Passungsquoten auch ein Motivationsschreiben ein-
zufordern. 

An den Universitäten sind die meisten Teilstudiengänge im Rahmen des Studien-
gangs Lehramt Gymnasium zulassungsfrei. Zulassungsbeschränkt sind an allen 
Standorten die Teilstudiengänge Biologie und Sport, daneben sind wenige weitere 
Teilstudiengänge an einzelnen Standorten zulassungsbeschränkt, wie zum Bei-
spiel Englisch (Freiburg, Konstanz und Mannheim) und wirtschaftswissenschaft-
liche Fächer in Heidelberg und Ulm. Die Universitäten berücksichtigen in den 
Auswahlverfahren in zulassungsbeschränkten Teilstudiengängen für den Studien-
gang Lehramt Gymnasium neben dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-
gung überwiegend das Kriterium praktische Vorerfahrungen, wie Berufsausbil-
dungen und praktische Tätigkeiten, Freiwilligendienste oder sonstige außerschuli-
sche Qualifikationen, wie Preise bei Jugendwettbewerben. Teilweise werden zu-
sätzlich bestimmte Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung berücksich-
tigt, z. B. in den Studiengängen Geschichte und Englisch an der Universität Mann-
heim, oder auch Auswahlgespräche durchgeführt, z. B. im Fach Biologie an der 
Universität Hohenheim, gemeinsam mit der Universität Stuttgart.

Daneben finden Aufnahmeprüfungen nach § 58 Absatz 2 LHG zum Beispiel in 
den künstlerischen Studiengängen und im Studiengang Sport statt.

3.  Wie viele Personen haben in den letzten fünf Jahren ein Lehramtsstudium an 
einer Universität bzw. (Pädagogischen) Hochschule in Baden-Württemberg 
begonnen unter Angabe, wie viele Studienplätze es jeweils gab (bitte für die 
Universitäten, Hochschulen und Pädagogischen Hochschulen aufgeschlüsselt 
nach Fächern und Jahren)?

Die Tabellen 2 bis 4 dokumentieren jeweils für Universitäten, Pädagogische 
Hochschulen, Kunst- und Musikhochschulen und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften in Baden-Württemberg die Entwicklung der Zahl der Studieren-
den im ersten Fachsemester in den Jahren 2017 bis 2021 differenziert nach Stu-
dienfächern. In diesen Auswertungen wurden Daten zu Studienanfängerinnen und 
Studienanfängern im Master of Education nicht berücksichtigt. Hierbei ist zu be-
achten, dass Lehramtsstudierende in der Regel zwei Fächer studieren, es handelt 
sich bei den in den Tabellen 2 bis 4 dargestellten Daten also nicht um Einträge zu 
Personen, sondern zu belegten Studienfächern. In den Tabellen wurden personen-
bezogene Zahlenwerte unter 3 (weniger als drei Studierende) aufgrund der statis-
tischen Geheimhaltung (§ 16 BStatG) unterdrückt, um die Geheimhaltung der Iden-
titäten zu gewährleisten. Die Fächerbezeichnungen entsprechen den Bezeichnun-
gen der Studierendenstatistik.



12

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3748



13

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3748

4.  Ist eine Erhöhung der Studienplätze in den zulassungsbeschränkten Lehramts-
studiengängen an den Universitäten sowie Pädagogischen Hochschulen geplant 
und wenn ja, wie ist eine solche ausgestaltet (bitte unter Angabe der jeweiligen 
Hochschule, des jeweiligen Studiengangs, der konkreten Erhöhung und im Falle 
einer Nichterhöhung der Studienplätze einer detaillierten Begründung, wes-
halb eine solche Erhöhung kurz-, mittel- und langfristig aus ihrer Sicht nicht 
möglich oder sinnvoll ist)?

An den Universitäten erfolgt beim Studiengang Lehramt Gymnasium die Zulassung 
fachbezogen. In der Regel sind nur Fächer zulassungsbeschränkt, die stark nach-
gefragt sind – etwa Deutsch, Englisch, Geschichte oder Politikwissenschaft. Eine 
Erhöhung von Studienkapazitäten erscheint in diesen Fächern nicht geboten. Es 
handelt sich zudem nicht um Fächer, in denen ein Mangel an Lehrkräften besteht.

An den Pädagogischen Hochschulen sind die Studiengänge Lehramt Grundschu-
le, Lehramt Sekundarstufe I und Lehramt Sonderpädagogik zulassungsbeschränkt. 
Die Landesregierung hat einen Ausbau des Studiengangs Lehramt Sonderpädago-
gik um einen dritten Standort an der Pädagogischen Hochschule Freiburg mit 175 
zusätzlichen Studienanfängerplätzen zum Wintersemester 2023/2024 beschlossen. 
Mit dem Staatshaushaltsplan für die Jahre 2023 und 2024 wurden die hierfür er-
forderlichen Ressourcen bereitgestellt. Eine darüberhinausgehende Erhöhung von 
Studienkapazitäten in den lehramtsbezogenen Studiengängen an Pädagogischen 
Hochschulen ist derzeit nicht geplant. Seitens des Kultusministeriums wird die 
Bedarfssituation kontinuierlich geprüft. 
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5.  Inwiefern ist eine Anpassung der Auswahlkriterien geeigneter Bewerberinnen 
und Bewerber für Lehramtsstudiengänge an Universitäten bzw. Pädagogischen 
Hochschulen in Baden-Württemberg geplant (im Falle einer Verneinung bitte 
detailliert begründen, inwiefern das aktuelle Auswahlprozedere besser ist, um 
geeignete Bewerberinnen und Bewerber für den jeweiligen Lehramtsstudien-
gang zu selektieren)?

Die Hochschulen überprüfen die Auswahlverfahren in den zulassungsbeschränk-
ten Fächern und passen sie bei Bedarf an. Im Rahmen der Weiterentwicklung 
des Hochschulzulassungsrechts und des Hochschulzugangsrechts werden die Ver-
fahren fortlaufend beobachtet und überprüft. Dies gilt zum Beispiel im Lehramt 
aktuell für das Verfahren der sogenannten kompetenzorientierten Passungsquo-
ten für bestimmte Studienfächer an den Pädagogischen Hochschulen. Im Übrigen 
entsprechen die im gesetzlichen Kriterienkatalog zur Verfügung gestellten Aus-
wahlkriterien den verfassungsrechtlichen Anforderungen und ermöglichen den 
Hochschulen die Durchführung einer eignungsorientierten, chancengerechten und 
validen Auswahl. In zulassungsfreien Studiengängen findet, wie unter Frage 2 dar-
gestellt, keine Auswahl statt.

6.  Wie viele Studierende haben in den letzten fünf Jahren ein Lehramtsstudium an 
den Hochschulen in Baden-Württemberg erfolgreich beendet (bitte differenziert 
nach Schularten und nach Fächern)?

In den Tabellen 5 bis 8 sind für die verschiedenen Lehramtstypen jeweils die Zahl 
der erfolgreichen Prüfungen in Baden-Württemberg in den Prüfungsjahren 2017 
bis 2021 differenziert nach Fächern dargestellt. In diesen Auswertungen wurden 
Daten zu abgeschlossenen Bachelorprüfungen nicht berücksichtigt.

Hierbei ist zu beachten, dass Lehramtsstudierende in der Regel zwei Fächer stu-
dieren, es handelt sich bei den in den Tabellen 5 bis 8 dargestellten Daten also 
nicht um Einträge zu Personen (Köpfe), sondern zu belegten Studienfächern (Fälle). 
In den Tabellen wurden personenbezogene Zahlenwerte unter 3 aufgrund der sta-
tistischen Geheimhaltung (§ 16 BStatG) unterdrückt. Die Fächerbezeichnungen 
entsprechen den Bezeichnungen der Studierendenstatistik.
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7.  Was waren im Falle eines Studienabbruchs bei den Lehramtsstudierenden der 
letzten fünf Jahre die ausschlaggebenden Gründe für einen Studienabbruch 
(falls keine Daten diesbezüglich erhoben werden, bitte begründen, weshalb bis-
her keine Datenerhebung erfolgte und ob eine solche künftig erfolgen wird)?

Daten zu Studienabbrüchen liegen dem Wissenschaftsministerium aktuell nicht 
vor. Mittelfristig wird die Studienverlaufsstatistik des Statistischen Bundesamtes 
Erkenntnisse liefern können. Um früher Erkenntnisse zum Studienerfolg in den 
Lehramtsstudiengängen zu erhalten, hat das Wissenschaftsministerium bereits im 
Jahr 2019 eine wissenschaftliche Studie zum Studienverlauf ausgeschrieben. Die 
derzeit laufende Studie soll Erkenntnisse zu den Gründen für Studienabbrüche 
und Schwund in den Studiengängen Lehramt Grundschule und Lehramt Sekun-
darstufe I liefern.
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I I I .  V o r b e r e i t u n g s d i e n s t

1.  Wie viele Personen in den letzten fünf Jahren, die ein Lehramtsstudium in Ba-
den-Württemberg erfolgreich beendet haben, haben einen entsprechenden Vor-
bereitungsdienst für das wissenschaftliche Lehramt der verschiedenen Schul-
arten begonnen (bitte bei der Begründung darauf eingehen, was die Gründe für 
eine Nichtaufnahme eines Vorbereitungsdienstes für das Lehramt der verschie-
denen Schularten waren)?

Die Bewerbung für den Vorbereitungsdienst erfolgt auf elektronischem Wege 
über das „VD-Online-Bewerbungsverfahren“. Innerhalb des Verfahrens wird u. a. 
auch abgefragt, ob der Studienabschluss außerhalb von Baden-Württemberg er-
worben wurde, damit in diesen Fällen automatisch ein Anerkennungsverfahren 
eingeleitet werden kann. Ob die weitere Lehramtsausbildung direkt nach dem 
Studium fortgesetzt wird, ist eine Frage der individuellen Lebensplanung der an-
gehenden Lehrkräfte. Daten hierzu werden nicht erhoben; dem Kultusministerium 
liegen dementsprechend keine Angaben vor. 

Aus der jährlichen Endstatistik des oben genannten Verfahrens wurden die Zahlen 
für die nachfolgende Tabelle bereitgestellt, die die Anzahl der angehenden Lehr-
kräfte aus Baden-Württemberg (Gesamtzahl in Klammer) aufzeigen.

2.  Wie viele Personen gemäß Abschnitt III Frage 1 haben den Vorbereitungsdienst 
für das wissenschaftliche Lehramt in den letzten fünf Jahren erfolgreich abge-
schlossen (bitte getrennt nach Schularten und Jahrgängen)?

Die Anzahl der angehenden Lehrkräfte, die die den Vorbereitungsdienst abschlie-
ßende Staatsprüfung erfolgreich abgelegt haben, wurde aus der jährlichen Landes-
statistik des Landeslehrerprüfungsamts Baden-Württemberg erhoben. Ein Rück-
schluss auf das Bundesland, in dem die Erste Lehramtsprüfung abgelegt wurde, 
ist nicht möglich. Aufgrund dessen sind auch die Studienreferendarinnen und -re-
ferendare sowie Lehramtsanwärterinnen und -anwärter enthalten, die ihr Studium 
außerhalb von Baden-Württemberg absolviert haben oder solche, die den Vorbe-
reitungsdienst nach einer (Familien-)Pause wieder aufgenommen haben.
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3.  Wie viele Personen mit erfolgreich abgeschlossenem wissenschaftlichen bzw. 
akkreditierten Nicht-Lehramtsstudiengang haben über einen Seiteneinstieg 
einen Vorbereitungsdienst für das wissenschaftliche Lehramt begonnen (bitte 
getrennt nach Schulart und unter Angabe, wie viele den Vorbereitungsdienst 
erfolgreich beendet haben)?

4.  Wie viele Personen mit Lehramtsabschluss haben die Seiteneinstiegsmöglich-
keit für die Lehrämter der Grundschule sowie Sekundarstufe I seit Einführung 
dieser Möglichkeit genutzt (bitte angeben, wie viele den Vorbereitungsdienst 
erfolgreich beendet haben)?

Die Fragen 3 und 4 werden wegen des Sachzusammenhangs zusammen beant-
wortet.

Zur Gewinnung zusätzlicher Lehrkräfte in den besonderen Bedarfs- und Mangel-
fächern setzt das Land Baden-Württemberg seit Jahren auf die flexibel handhab-
baren und kurzfristig wirkenden Sonderwege. 

Der Seiteneinstieg eröffnet derzeit Bewerberinnen und Bewerbern mit einem nicht-
lehramtsbezogenen universitären oder gleichwertigen Studienabschluss den Zu-
gang zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt Gymnasium (Physik, Informatik, 
ab 2023 Bildende Kunst) und das Lehramt an beruflichen Schulen (verschiedene 
berufliche Fachrichtungen sowie Physik, Mathematik Chemie und Informatik). 
Seit Februar 2021 können angehende Lehrkräfte mit einer Ersten Lehramtsprü-
fung für das Lehramt Gymnasium bzw. für das Lehramt Sekundarstufe I auf 
Wunsch auch den Vorbereitungsdienst für das Lehramt Grundschule absolvieren. 
Voraussetzung ist ein abgeschlossenes gymnasiales Lehramtsstudium bzw. Lehr-
amtsstudium der Sekundarstufe I, welches die Fächer Deutsch oder Mathematik 
und ein weiteres Fach aus dem Fächerkanon des Lehramts Grundschule in Baden-
Württemberg beinhaltet. Zeitgleich ist für Absolventinnen und Absolventen eines 
gymnasialen Lehramtsstudiengangs auch der Seiteneinstieg in das Lehramt Se-
kundarstufe I geöffnet. Vorausgesetzt ist hier ein abgeschlossenes Lehramtsstudium 
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mit mindestens zwei Fächern aus dem Fächerkanon Lehramt Sekundarstufe I. Für 
das Lehramt Sonderpädagogik ist mangels Studiengängen mit vergleichbaren In-
halten derzeit kein Seiteneinstieg geöffnet.

Aus der jährlichen Endstatistik des „VD-Online-Bewerbungsverfahrens“ wurden 
die Zahlen der Seiteneinsteigerinnen und Seiteinsteiger für die nachfolgende Ta-
belle bereitgestellt. 

Wie viele dieser angehenden Lehrkräfte, die über den Seiteneinstieg den Vor-
bereitungsdienst durchlaufen, diesen erfolgreich beenden, wird nicht gesondert 
erfasst.

5.  Wie viele Personen gemäß Abschnitt III Fragen 2, 3 und 4 wurden in den 
Schuldienst an den verschiedenen Schularten übernommen (bitte nach Jahr-
gängen, Schularten und bei Studienreferendaren nach Fächern aufschlüsseln)?

Eine systematische Auswertung der Personen, die den Vorbereitungsdienst in Ba-
den-Württemberg absolviert haben, differenziert nach Fächern liegt nicht vor.

Nachfolgender Tabelle ist zu entnehmen, wie viele Personen, die den Vorberei-
tungsdienst in Baden-Württemberg im jeweiligen Einstellungsjahr absolviert ha-
ben, an öffentlichen Schulen eingestellt wurden. Nicht enthalten sind die Einstel-
lungen an Schulen in freier Trägerschaft.

Quelle: LEIN
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Nachfolgende Tabelle enthält die Zahl der Personen, die den Vorbereitungsdienst 
in Baden-Württemberg absolviert haben und in Baden-Württemberg an öffentli-
chen Schulen eingestellt wurden. Darin enthalten sind auch Absolventen früherer 
Jahrgänge.

Quelle: LEIN

6.  Inwiefern erachtet sie eine Ausweitung der Seiten- und Direkteinstiegsmöglich-
keit der Lehrämter für Grundschul- und Sonderpädagogik auch auf Inhabe-
rinnen und Inhaber anderer fachaffiner, wissenschaftlicher bzw. akkreditierter 
Studienabschlüsse auf Masterniveau mit entsprechender (Nach-)Qualifizierung 
für sinnvoll, um dem gravierenden Lehrkräftemangel an den beiden Schularten 
zu begegnen?

Die Laufbahnverordnung des Kultusministeriums (LVO-KM) eröffnet in § 2 Ab-
satz 1 die Möglichkeit, nach Vorliegen der Bildungsvoraussetzungen und Absol-
vieren einer laufbahnqualifizierenden Zusatzausbildung die Befähigung für die 
Laufbahn der wissenschaftlichen Lehrkraft zu erwerben. Die Bildungsvorausset-
zungen sind in § 15 Landesbeamtengesetz geregelt. Je nach Bedarf kann das Kul-
tusministerium hier also relativ flexibel auf rechtlich gesicherter Basis neue Di-
rekt- und Seiteneinstiegsmöglichkeiten öffnen.

Mit der Ausweitung der Seiten- und Direkteinstiegsmöglichkeiten können Perso-
nen gewonnen werden, die zwar kein Lehramtsstudium durchlaufen und absolviert 
haben, die sich aber dennoch eine Tätigkeit als Lehrkraft vorstellen können und 
die auch bereit sind, eine umfassende berufliche Umorientierung anzugehen. Da 
sowohl der Seiten- als auch der Direkteinstieg so angelegt sind, dass die zusätz-
lich gewonnenen Personen in unseren Ausbildungssystemen so qualifiziert wer-
den, dass sie mit dem Abschluss dieser Qualifizierung auch die Laufbahnbefähi-
gung für das jeweilige Lehramt erwerben, ist die Qualität der zukünftigen Lehr-
kräfte gesichert. Bei der Gewährleistung der Unterrichtsversorgung durch den 
Einsatz dieser Personen ohne ursprüngliches Lehramtsstudium muss es gerade 
auch um die Aspekte der Qualität und der Eignung gehen. So ist im Direktein-
stiegsmodell, das im Blick auf die wissenschaftliche Lehrkraft drei Jahre andau-
ert, das letzte Jahr als Bewährungsjahr vorgesehen, in dem, vor dem Erwerb der 
Laufbahnbefähigung, nochmals die vorgenannten Aspekte überprüft werden. In-
sofern hält das Kultusministerium die beiden Modelle für sehr sinnvoll und sehr 
geeignet, bei der Abdeckung des Lehrerbedarfs eine zentrale Rolle zu spielen. 
Deshalb werden diese Möglichkeiten im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel Schritt für Schritt auch auf alle allgemein bildenden Schularten 
ausgeweitet. 

7.  Welche Fälle sind ihr bekannt, in denen Personen trotz Nicht-Bestehens des 
Vorbereitungsdienstes in den Schuldienst übernommen wurden? 

Im öffentlichen Schuldienst ist den Regierungspräsidien kein Fall bekannt, in dem 
Personen, die den Vorbereitungsdienst endgültig nicht bestanden haben, unbefris-
tet beschäftigt werden. In wenigen Ausnahmen erfolgen befristete Beschäftigun-
gen. Einzelfälle sind hier im Bereich Pflege, an SBBZ sowie in der Sprachförde-
rung bekannt. 
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8.  Inwiefern ist sie der Auffassung, dass eine Rückkehr zu einer Dauer des Vor-
bereitungsdienstes auf 24 Monate für alle Schularten – statt derzeit 18 Monate 
– einer Steigerung der Ausbildungsqualität des Vorbereitungsdienstes dienlich 
wäre (bitte mit ausführlicher Begründung und unter Verwendung empirischer 
bzw. wissenschaftlich gesicherter Daten)?

Einen 24 Monate umfassenden Vorbereitungsdienst gab es bis 2004 für die Lehr-
ämter des höheren Dienstes (Gymnasium und berufliche Schulen). Die Vorberei-
tungsdienste für die Lehrämter des gehobenen Dienstes waren stets auf 18 Mona-
te ausgelegt. 

Mit der Verkürzung des Vorbereitungsdienstes für die Lehrämter des höheren 
Dienstes im Jahr 2004 war die zeitgleiche Einführung eines Praxissemesters im 
Studium verbunden. Die Studierenden sollten auf diese Weise frühzeitig erste Pra-
xiserfahrungen gewinnen können.

Zwischenzeitlich ist es KMK-Beschlusslage, dass für die Bachelor- und Master-
studiengänge in jedem Studiengang eine Schulpraxisphase ausgewiesen sein muss 
(z. B. Orientierungspraktikum im Bachelorstudium und Schulpraxissemester im 
Masterstudium). Eine Verlängerung der Vorbereitungsdienste könnte also nicht 
durch Abschaffung der Schulpraxisphase im Studium zeitlich kompensiert werden. 

Abgesehen von finanziellen Auswirkungen (Bezüge, Reisekosten), würde eine Ver-
längerung der Vorbereitungsdienste für alle Lehrämter zum einen zu einer Ver-
minderung der für die Lehrereinstellung zur Verfügung stehenden angehenden 
Lehrkräfte im ersten Jahr und damit – angesichts des Lehrkräftemangels insbe-
sondere in den Lehrämtern Grundschule, Sekundarstufe I und Sonderpädagogik – 
zu einer aus Sicht des Kultusministeriums nicht vertretbaren Bewerberlücke führen. 

Zum anderen hätte eine Verlängerung der Vorbereitungsdienste erhebliche Aus-
wirkungen auf die Unterrichtsversorgung in den ersten beiden Jahren einer Um-
stellung, u. a. aufgrund der damit erforderlich werdenden Erhöhung der Anrech-
nungsstunden für Mentorinnen und Mentoren an den Schulen und Stellensperrun-
gen für zusätzliche Anrechnungsstunden auf Seiten der Seminare. 

Eine Verlängerung der Vorbereitungsdienste steht vor diesem Hintergrund derzeit 
nicht im Fokus des Kultusministeriums, zumal kein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen Ausbildungsqualität und -dauer gesehen werden kann bzw. die Dauer 
einer Ausbildung nicht einziges Qualitätskriterium ist. 

I V .  D i r e k t e i n s t i e g

1.  Wie viele Personen haben in den letzten fünf Jahren die Möglichkeit eines Di-
rekteinstiegs in den Schuldienst als Lehrkraft an den verschiedenen Schularten 
wahrgenommen (bitte unter Angabe der Vertragsart sowie ob und wenn ja, in-
wiefern Qualifizierungen erfolgten)?

Der Direkteinstieg ist eine Sondermaßnahme insbesondere zur Lehrergewinnung 
in besonderen Mangelbereichen an beruflichen Schulen (aktuell schwerpunktmä-
ßig in der Elektrotechnik, Metall- und Maschinenbautechnik, Sozialpädagogik 
und Pflege) für Hochschulabsolventinnen und -absolventen mit rein fachwissen-
schaftlicher Qualifikation ohne pädagogisch-didaktische Ausbildung und mehr-
jähriger einschlägiger Berufserfahrung. Diese sogenannten Direkteinsteigerinnen 
und Direkteinsteiger haben für die Qualifizierung für ein wissenschaftliches Lehr-
amt bei voller Bezahlung im Tarifbeschäftigungsverhältnis zunächst eine redu-
zierte Unterrichtsverpflichtung und erhalten berufsbegleitend eine zweijährige pä-
dagogische Schulung an den Staatlichen Seminaren für Aus- und Fortbildung. 
Diese umfasst neben der allgemeinen Didaktik und Psychologie auch die fach-
didaktische Ausbildung in den berufsspezifischen Fächern und entspricht in Funk-
tion und Inhalt weitgehend dem Vorbereitungsdienst der Laufbahnbewerber. Nach 
erfolgreicher Überprüfung sowie einem weiteren Bewährungsjahr erfolgt die un-
befristete Übernahme in den öffentlichen Schuldienst, bei Erfüllung der persönli-
chen Voraussetzungen auf Antrag im Beamtenverhältnis.
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In den letzten fünf Jahren wurden im Rahmen dieses Programms in der Lehrerein-
stellung folgende Anzahl an Lehrkräften gewonnen:

2.  Wie hat sich die Unterrichtsversorgung der vergangenen fünf Jahre entwickelt 
(bitte getrennt nach Schuljahr und Schulart)?

Die Entwicklung der entsprechenden Daten ist in der Tabelle in I. Frage 5 dar-
gestellt.

3.  Welche Qualifizierungsmaßnahmen für Direkteinsteigerinnen und -einsteiger 
sind derzeit vorgesehen und inwiefern werden diese kurz-, mittel- und langfris-
tig ausgestaltet sein?

Siehe Ausführungen oben unter Abschnitt IV., Frage 1. Die konzeptionellen Rah-
menbedingungen bei der Ausdehnung des Direkteinstiegs auf weitere Schularten 
(vgl. Antworten oben unter Abschnitt I., Fragen 8 und 9) werden mit allen Betei-
ligten abgesprochen und orientieren sich am im Bereich der beruflichen Schulen 
seit vielen Jahren erfolgreich durchgeführten und damit bewährten Modell. 

4.  Wie viele fertig ausgebildete Lehrkräfte (nach erfolgreicher Absolvierung eines 
Lehramtsstudiums mit anschließender erfolgreicher Absolvierung eines Vorbe-
reitungsdienstes für ein Lehramt) treten in anderen Bundesländern den Schul-
dienst an oder entscheiden sich für eine berufliche Karriere in anderen Berei-
chen als dem Schuldienst (falls hierzu keine Daten erhoben werden, inwiefern 
sie es für sinnvoll erachtet, eine entsprechende Erfassung zu starten)?

5.  Wie viele Studierende brechen ihr Lehramtsstudium ab oder bestehen ein 
solches endgültig nicht und welche Gründe waren jeweils für einen Studien-
abbruch ausschlaggebend (bitte unter Angabe, zu welchem Zeitpunkt bzw. in 
welchem Semester ein Studienabbruch erfolgte und falls hierzu keine Daten 
erhoben werden, inwiefern sie es für sinnvoll erachtet, eine entsprechende Er-
fassung zu starten)?

Die Fragen 4 und 5 werden wegen des Sachzusammenhangs zusammen beant-
wortet.

Im Prüfungsjahr 2021 haben laut amtlicher Prüfungsstatistik 153 Studierende in 
Lehramtsstudiengängen an Hochschulen in Baden-Württemberg endgültig nicht be-
standen. Bezüglich Studienabbrüchen wird auf die Ausführungen unter Ziffer II.7 
verwiesen.

6.  Wie viele Studienreferendarinnen und -referendare brechen ihren Vorberei-
tungsdienst ab oder bestehen einen solchen endgültig nicht und welche Gründe 
waren jeweils für einen Abbruch des Vorbereitungsdienstes ausschlaggebend 
(bitte unter Angabe, zu welchem Zeitpunkt ein Abbruch des Vorbereitungs-
dienstes erfolgte, falls hierzu keine Daten erhoben werden, inwiefern sie es für 
sinnvoll erachtet, eine entsprechende Erfassung zu starten)?

Zahlen und Gründe zum Abbruch des Vorbereitungsdienstes werden nicht erho-
ben, da die Betroffenen nicht verpflichtet werden können, persönliche Gründe für 
einen Abbruch offenzulegen. Zudem erfolgt in vielen Fällen des Abbruchs (z. B. 
wegen Krankheit) die Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst mit Wiederein-
stellungszusage, sodass kein endgültiger Abbruch, sondern lediglich eine Unter-
brechung vorliegt. 
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Die Zahlen zum endgültigen Nichtbestehen (Nichtbestehen nach Wiederholungs-
prüfung) werden ebenfalls nicht gesondert erhoben, da den Personen im Falle des 
Nichtbestehens der Rechtsweg (Widerspruch und Klage) offensteht. Dies kann 
z. B. bedeuten, dass in Einzelfällen Prüfungen noch ein weiteres Mal wiederholt 
werden können.

Schopper
Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport
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